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4.3 Die Preise (Einheitspreise, Pauschalpreise, Verrechnungssätze, usw.) sind ohne Umsatzsteuer 

anzugeben. Der Umsatzsteuerbetrag ist unter Zugrundelegung des geltenden Steuersatzes am 
Schluss des Angebots hinzuzufügen. 
 

4.4 Beabsichtigt der Bieter, Angaben aus seinem Angebot für die Anmeldung eines gewerblichen 
Schutzrechtes zu verwerten, hat er in seinem Angebot darauf hinzuweisen. 
 

4.5 Verschlüsselte digitale Angebote mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signa-
turgesetz dürfen nur abgegeben werden, wenn dies in der Bekanntmachung oder in den Verga-
beunterlagen ausdrücklich zugelassen ist.  
 

4.6 Per Fax, E-Mail oder auf anderem elektronischen Wege übermittelte Angebote sind in förmlichen 
Ausschreibungsverfahren gemäß § 13 (1) Satz 1 VOL/A nicht zugelassen. 
 

5. Nebenangebote 
 

5.1 Wenn Nebenangebote zugelassen sind, darf auch eine Leistung angeboten werden, die von den 
vorgesehenen technischen Spezifikationen abweicht, wenn sie im Vergleich zur Leistungsbe-
schreibung qualitativ und quantitativ gleichwertig ist. Die Erfüllung der Mindestanforderungen 
bzw. die Gleichwertigkeit ist mit Angebotsabgabe nachzuweisen. Nebenangebote, die in techni-
scher Hinsicht von der Leistungsbeschreibung abweichen, sind auch ohne Abgabe eines Haupt-
angebotes zugelassen. Andere Nebenangebote (z.B. über Zahlungsbedingungen, Preisvorbehal-
te) sind nur in Verbindung mit einem Hauptangebot zulässig.  
 

5.2 Wird eine Leistung angeboten, die von den vorgesehenen Spezifikationen abweicht, hat der Bie-
ter bei der betreffenden Position des Leistungsverzeichnisses auf eine Anlage zum Angebot hin-
zuweisen. In dieser ist die abweichende Leistung eindeutig und erschöpfend zu beschreiben. Die 
Gliederung des Leistungsverzeichnisses ist, soweit möglich, beizubehalten. 
Nebenangebote müssen auf besonderer Anlage gemacht und als solche deutlich gekennzeichnet 
sein. Ihre Anzahl ist an der im Angebotsvordruck bezeichneten Stelle aufzuführen.  
 
Nebenangebote müssen alle Leistungen umfassen, die zu einer einwandfreien Ausführung der 
Leistung erforderlich sind. Soweit der Bieter eine Leistung anbietet, deren Ausführung nicht in 
den Vergabeunterlagen geregelt ist, hat er im Angebot entsprechende Angaben über Ausführung 
und Beschaffenheit dieser Leistung zu machen. 
 

5.3 Nebenangebote sind, soweit sie Teilleistungen (Positionen) des Leistungsverzeichnisses beein-
flussen (ändern, ersetzen, entfallen lassen, zusätzlich erfordern), nach Mengenansätzen und 
Einzelpreisen aufzugliedern (auch bei Vergütung durch Pauschalsumme). 
 

5.4 Nebenangebote, die den Nummern 5.1 bis 5.3 nicht entsprechen, werden von der Wertung aus-
geschlossen. 
 

6. Gewerberechtliche Voraussetzungen/Berufsgenossenschaft 
 

6.1 Bieter, die den Nachweis, daß sie in die Handwerksrolle eingetragen oder bei der Industrie- und 
Handelskammer registriert sind, noch nicht erbracht haben, werden gebeten, diesen Nachweis 
auf Verlangen mit dem Angebot vorzulegen. 

 
6.2 Auf Verlangen hat der Bieter eine Bescheinigung der Berufsgenossenschaft vorzulegen. 

 
Ein Bieter, der seinen Sitz nicht in der Bundesrepublik Deutschland hat, hat eine Bescheinigung 
des für ihn zuständigen Versicherungsträgers vorzulegen. 
 

7. Weitervergabe an Unterauftragnehmer (Nachunternehmer) 
 
Beabsichtigt der Bieter, die Leistungen ganz oder teilweise von Nachunternehmen ausführen zu 
lassen, muss er in seinem Angebot Art und Umfang der durch Nachunternehmer auszuführenden 
Leistungen angeben und die vorgesehenen Nachunternehmer benennen.  
Gemäß § 9 TTG hat sich der Bieter zu verpflichten, auch von seinen Nachunternehmern und Ver-
leihern von Arbeitskräften eine Verpflichtungserklärung gemäß  § 4 TTG zu verlangen und diese 
dem öffentlichen Auftraggeber vorzulegen. Dies gilt auch für alle weiteren Nachunternehmer des 
Nachunternehmers.  
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8. Bietergemeinschaften 
 
8.1 Bietergemeinschaften haben mit ihrem Angebot eine von allen Mitgliedern unterzeichnete Erklä-

rung abzugeben 
1. in der die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft im Auftragsfall erklärt ist,  
2. in der alle Mitglieder aufgeführt sind und der für die Durchführung des Vertrags bevollmäch-

tigte Vertreter bezeichnet ist, 
3. dass der bevollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsver-

bindlich vertritt,  
4. dass alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften. 

 
Die Verpflichtungen der Bieter und Auftragnehmer nach dem Tariftreuegesetz gelten gemäß § 14 
des TTG auch für die Bietergemeinschaft und für deren Mitglieder.  

 
8.2 Beim Nichtoffenen Verfahren und bei beschränkter Ausschreibung werden Angebote von Bieter-

gemeinschaften, die sich erst nach der Aufforderung zur Angebotsabgabe aus aufgeforderten 
Unternehmen gebildet haben, nicht zugelassen. 
 

8.3 Für den Fall der Auftragserteilung kann der Auftraggeber verlangen, dass eine Bietergemein-
schaft eine bestimmte Rechtsform annimmt. 

 
9. Bevorzugte Bewerber 

 
Bieter, die nach den Richtlinien für die Berücksichtigung bevorzugter Bewerber bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge (Werkstätten für Behinderte und Blindenwerkstätten) bevorzugt berücksich-
tigt werden wollen, müssen dies in Ziff. 3 des Angebotsvordrucks erklären und rechtzeitig vor 
Auftragserteilung den Nachweis führen, dass sie die Voraussetzungen hierfür erfüllen. 
 
Wird der Nachweis nicht geführt, so wird das Angebot wie die Angebote nicht bevorzugter Be-
werber behandelt. 

 
10. Zusätze für ausländische Bewerber 

 
10.1 Die Preise sind in Euro anzubieten. 
 
10.2 Das Angebot ist in allen seinen Bestandteilen in deutscher Sprache abzufassen. 

Der Schriftverkehr mit dem Auftraggeber ist in deutscher Sprache zu führen. 
 
11. Angebotsfrist, Eröffnungstermin und Bindefrist 

 
11.1 Die Angebotsfrist ist eine Ausschlußfrist und endet mit Ablauf des als Einreichungstermin festge-

setzten Tages. Bis zum Ablauf der Angebotsfrist können Angebote schriftlich zurückgezogen 
werden. Verspätet eingegangene Angebote sind gemäß § 16 (3) e) bzw. § 19 EG (3) e) VOL/A 
von der Wertung ausgeschlossen. 

 
11.2 An dem Eröffnungstermin sind Bieter nicht zugelassen. 

 
11.3 Die Bindefrist beginnt mit dem Einreichungs-/Eröffnungstermin. Bis zum Ablauf der Bindefrist ist 

der Bieter an sein Angebot gebunden. 
 

12. Erklärungen und Nachweise vor Auftragsvergabe 
 
Aufgrund des § 4 TTG ist eine Verpflichtungserklärung abzugeben, die Tariftreue und Sozial-
standards sicherstellen soll und gemäß § 9 TTG auch von Nachunternehmern und Verleihfirmen 
von Arbeitskräften vorzulegen ist.   
Die Bieter sind verpflichtet, gemäß § 9 (3) TTG  

1. die von den Nachunternehmern und Verleihern von Arbeitskräften abgegebene Verpflich-
tungserklärung gemäß § 4 TTG dem öffentlichen Auftraggeber vorzulegen, 

2. bei Vertragslaufzeiten von länger als drei Jahren von den Nachunternehmern und Verlei-
hern von Arbeitskräften jeweils mit Ablauf von drei Jahren nach Vertragsschluss eine Ei-
generklärung des Inhalts vorzulegen, dass die Bedingungen der abgegebenen Erklärung 
gemäß § 4 TTG nach wie vor eingehalten werden, 

3. Nachunternehmer davon in Kenntnis zu setzen, dass es sich um einen öffentlichen Auftrag 
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handelt, 
4. bei der Weitergabe von Dienstleistungen die Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen 

(VOL), Teil B, Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B) 
vom 05.08.2003 zum Vertragsbestandteil zu machen, 

5. den Nachunternehmern keine, insbesondere hinsichtlich der Zahlungsweise, ungünstigeren 
Bedingungen aufzuerlegen, als sie zwischen dem Auftragnehmer und dem öffentlichen Auf-
traggeber vereinbart werden. 

 
 Der öffentliche Auftraggeber fordert ab einem Auftragswert von netto 25.000 € für den Bieter, die 
Nachunternehmer und die Verleiher von Arbeitskräften beim Gewerbezentralregister Auskünfte 
über rechtskräftige Bußgeldentscheidungen wegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 16 (1) TTG 
an oder verlangt von diesen eine Erklärung, dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss 
nach § 13 (1) TTG nicht vorliegen. Auch im Erklärungsfall kann der öffentliche Auftraggeber je-
derzeit zusätzlich Auskünfte aus dem Gewerbezentralregister nach § 150 a) der Gewerbeord-
nung anfordern. 
  
 Gemäß § 7 des Gesetzes zur Einrichtung eines Registers zum Schutz fairen Wettbewerbs 
(GRfW) und § 13 (1) TTG ist der öffentliche Auftraggeber verpflichtet, vor Entscheidungen über 
die Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen ab einem Auftragswert von netto 25.000 € bei der 
zentralen Informationsstelle abzufragen, inwieweit Eintragungen im Register zum Schutz fairen 
Wettbewerbs zu Bietern, deren Geschäftsführungen, Bewerbern sowie potenziellen Auftragneh-
mern vorliegen. Bei Bietergemeinschaften ist jedes Einzelunternehmen und deren Geschäftsfüh-
rung abzufragen. Dabei ist der öffentliche Auftraggeber auch berechtigt, die Nachfragen  auf 
Nachunternehmer und Verleihern von Arbeitskräften zu erstrecken. 
 

13. Aufträge im Bereich des öffentlichen Personenverkehrs 
 
Bei öffentlichen Aufträgen im Bereich des öffentlichen Personenverkehrs auf Straße und Schiene 
werden folgende repräsentative Tarifverträge im Sinne der Rechtsverordnung des Ministers für 
Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie des Landes Schleswig-Holstein zugrunde gelegt: 
 

14. Nachprüfungsbehörde bei EU-weiten Vergaben gem. §§ 97 ff. des Vierten Teils des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) in der Neufassung vom 26.06.2013 (BGBl. 
I. Nr. 32, S. 1750 ff.) 

 
Vergabekammer (§ 104 GWB und § 106 a) GWB) 

 
 Die Vergabekammer des Landes Schleswig-Holstein für Nachprüfungsverfahren bei Vergaben 

ab dem EU- Schwellenwert ist beim 
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie 

Düsternbrooker Weg 94, 24105 Kiel 
 eingerichtet. 


